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Mit dem 1. April 1876 beginnt ein neues Quartal. 


Abonnement auf die „Oeſterreichiſche Zeitſchrift für Verwaltung“ für das II. Quartal 1876. 
Um in der Zuſendung der „Oeſterreichiſchen Zeitſchriſt für Verwaltung“ jede 


Unterbrechung vermeiden zu können, erlauben wir uns die Vitte um gef. rechtzeitige Erneuerung des Abonnements, und zwar wenn irgend 


möglich durch Poſtauweiſung. 
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Der Geſetzentwurf betreffend den Schutz und die 
Ausübung der Liſcherei. 


In den Nummern 3, 4, 5 und 6 dieſer Zeitſchrift haben wir 
unter der Ueberſchrift „die Competenzſphären der Reichs⸗ und der Lan⸗ 
desgeſetzgebung auf dem Gebiete der Landescultur“ eine Beurtheilung 
des als Regierungsvorlage in das Abgeordnetenhaus eingebrachten Geſetzent⸗ 
wurfes betreffend den Schutz und die Ausübung der Fiſcherei in ſeinem 
allgemeinen Charakter und iunsbeſondere in feinen Beziehungen zur legis⸗ 
lativen Competenzfrage zu geben verſucht. Dieſem allgemeinen 
Theile laſſen wir nun eine Beſprechung der einzelnen Beſtimmungen 
der Geſetzesvorlage als beſonderen Theil ſolgen. 

Man iſt in Oeſterreich noch allzuſehr gewohnt, den Werth der 
Fiſcherei gering anzuſchlagen, und ſowohl ihre bisherigen Erträgniſſe zu 
unterſchätzen, als auch die Möglichkeit bedeutender Verbeſſerungen, insbeſon⸗ 
dere durch die Einwirkung der Geſetzgebung und zweckmäßiger Verwaltungs⸗ 
einrichtungen und Verwaltungsmaßregeln in Zweifel zu ziehen. Während 
die meiſten Culturſtaaten in den letzten Jahrzehnten durch Verbeſſerung 
oder Neugeſtaltung der Fiſchereigeſetzgebung ſowohl die Binnenfiſcherei 
als die Fiſcherei an den Meeresküſten neu geregelt und dadurch weſent⸗ 
liche Erfolge erzielt haben, wärend insbeſondere auch Preußen in neue⸗ 
ſter Zeit zu einem Fiſchereigeſetze gelangt iſt, welches ſowohl wegen 
des Schutzes, den dasſelbe der Fiſcherei gegen unberechtigte Eingriffe 


tungen, die es ſchafft, als auch wegen der billigen Vermittlung, die 
dasſelbe in Bezug auf die Benützung der Gewäſſer zur Fiſcherei und 
zur Ausübung anderer Waſſerrechte trifft, als muſtergiltig angeſehen 
werden kann, iſt bei uns das Fiſchereiweſen ſeit einer Reihe von Jahren 
von der Geſetzgebung und von der Verwaltung faſt gänzlich vernach⸗ 
läſſigt worden. Verſchiedene in der neueren Zeit eingeleitete Erhebungen 
(Guſammengeſtellt in der ſchon oben erwähnten Druckſchrift: Fiſchereibe⸗ 
trieb und Fiſchereirecht in Oeſterreich) weiſen einen ſtets zunehmenden Ver⸗ 
fall der einſt blühenden Fiſcherei aller öſterreichiſchen Länder und als 
weſentlichſte Urſache jene Vernachläſſigung nach. Und doch beſitzt nach 
dieſen Erhebungen auch Oeſterreich in einem ganz vorzüglichen Grade 
alle Bedingungen für eine an Erträgniſſen reiche Biunen⸗ und Meeres⸗ 
fiicherei, und in kleinen Anfängen zeigt ſich in allen öſterreichiſchen 
Ländern das Beſtreben dieſen Productionszweig wieder in ausgedehnte⸗ 
ſter Weiſe untzbar zu machen, ſobald nur auch die Geſetzgebung jenen 
Schutz und jene Förderung gewährt, die man von ihr zu erwarten be⸗ 
rechtigt iſt. 

Nach den Mittheilungen der ſtatiſtiſchen Centralcommiſſion (Jahr 
1874, 4. Heft) hat die Einfuhr von Fiſchen nach dem gegenwärtigen 
öſterreichiſch⸗ungariſchen Zollgebiete im Jahre 1872 zuſammen 240.103 
Zollcentner betragen. Dieſelbe hat gegen 1851 um 170.601 Centner 
und gegen 1841 um 177.358 Centner zugenommen! Die bedeutende 
Zunahme der Einfuhr im Allgemeinen iſt wohl auch der Entwicklung 
des öſterreichiſch⸗ungariſchen Eiſenbahnnetzes zuzuschreiben; doch liegt 
ihre Haupturſache offenbar in der Entvölkerung der einheimiſchen Ge⸗ 
wäſſer. Die Ausfuhr hat im Jahre 1872 nur mehr 6397 Zollcentner 
betragen, gegen 13960 Zollcentner des Jahres 1851. 

Derzeit liegen die ſtatiſtiſchen Erhebungen über die Ausbeute der 
Süßwaſſerfiſchereien nur für die Länder Böhmen, Steiermark, Dalma⸗ 
tien, Krain, Schleſien, Vorarlberg, Görz und Gradiska vor. Ju dieſen 
Ländern beträgt der Staud der Fiſchwaſſer in Jochen 171.400 und 
die jährliche Fiſchausbeute in Pfunden 1,606.900 bis 2,111.900 oder 
durchſchnittlich per Joch 10 bis 12 Pfund. Wollte man nach dieſem 
Durchſchnittsergebniſſe die Ausbeute per Joch für alle Süßwaſſer der 
öſterreichiſch⸗ungariſchen Monarchie im Flächenmaße von 1,48 7.000 
Joch berechnen, ſo würde ſich darnach die jährliche Ausbeute aus den 
Süßwaſſern der Monarchie mit 148.700 bis 178.440 Centner be⸗ 
ziffern und mit Einſchluß der Meeresfiſche, nach den Erhebungen mit 


und zweckwidrige Ausübung gewährt, wegen der vorzüglichen Einrich⸗ 41566 Centner, zuſammen auf jährlich 190.266 bis auf 220.006 
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Centner, welche Menge noch unter der Einfuhrsziffer des Jahres 1872 eiern und Fiſchereimittelu, ſowie auf die verſchiedenen Förderungsmittel 


mit 240.403 Centner ſtände. 
würde ſich darnach auf 460.109 Centner oder per Kopf und Jahr mit 
1˙3 Pfund herausſtellen. 

Dieſen Berechnungen liegen die dermaligen ſchlechten Zuſtände 
unſerer Fiſchereien zu Grunde. Bei guter Bewirthſchaftung ſchätzen 
Fachmänner die Fiſchausbeute per Joch und zwar von fließenden Ge⸗ 
wäſſer auf 40 bis 50 Pfund, bei Landſeen und Teichen auf 70 bis 
100 Pfund. Da nun die Süßwaffer Defterreich-Ungarns, und zwar 
die Ströme, Flüſſe und Bäche einen Flächenraum von 941.000 Joch, 
die Landſeen und Teiche einen ſolchen von 546.000 „ 


zuſammen vou 1,487.000 Joch 
einnehmen, ſo ließe ſich, nach obiger fachmänniſcher Schätzung be⸗ 
rechnet, bei einer ſorgfältigen Bewirthſchaftung unſerer Süßwaſſer 
eine jährliche Ausbeute und zwar aus den fließenden Gewäſſeru 
TORE u WM eg": . 376.400 bis 470.500 Centr. 
aus den Seen und Teichen von. 382.200 bis 546.000 „ 
zuſammen aus den Binnenwaſſern 
allein ein jährlicher Ertrag von 758.600 bis 1,016.500 Centr. 
erzielen. Bei einer gleich ſorgfältigen Bewirthſchaftung der öſterreichiſch⸗ 
ungariſchen Küſtenfiſcherei, welche über eine Küſtenlänge von 560 
Meilen, und die Breite auch nur bis zu einer Viertelmeile berechnet, 
über eine Fläche von 140 Quadratmeilen fiſchreicher Küftenwaſſer ge⸗ 
bietet, würde ſich eine jährliche Fiſchausbeute aus ſämmtlichen öſter⸗ 
reichiſch⸗ungariſchen Gewäſſern von nahezu 2,000.000 Ceutner erzielen 
laſſen, und den Centner auch nur zu 20 fl. berechnet, ein Ertrag von 
jährlich mindeſtens 40 Millionen Gulden! 

Es liegen auch die bei dem Mangel genauer directer Nach⸗ 
weiſungen auf indirectem Wege ermittelten Berechnungen über den jähr⸗ 
lichen Verbrauch Oeſterreich⸗Ungarns an Rind⸗, Schwein⸗ und Schaf⸗ 
fleiſch vor. Derſelbe iſt auf 12,000.000 Centner, d. i. per Kopf und 
Jahr 33 Pfund oder per Kopf und Tag rund 3 Loth veranſchlagt. 
Die nach obiger Berechnung erreichbare Fiſcherei⸗Ausbeute würde dem⸗ 
nach einen Erſatz von einem Sechstel des gegenwärtigen Fleiſchver⸗ 
brauches bieten. Auf einen ſolchen Erſatz zu denken erſcheint aber bei 
der ſtets zunehmenden Vermehrung der Bevölkerung um ſo nothwendi⸗ 
ger als nach den ſtatiſtiſchen Erhebungen der Stand des Rindviehes 
nach den Ergebniſſen der Zählung vom Jahre 1869 gegenüber jener 
des Jahres 1850 ungeachtet der Vermehrung der Bevölkerung in 
Oeſterreich um 194.000 Stück oder um 2˙5 Percent, in Ungarn um 
1,386.000 Stück oder um 21 Percent, in der ganzen Monarchie daher 
um 1,580.000 Stück oder um 11’1 Percent abgenommen hat! Auch 
in dieſen Ziffern liegt die Rechtfertigung des Verſuches durch eine ein⸗ 
gehendere Beſprechung des vorliegenden Entwurfes eine zweckmäßige 
Geſtaltung unſerer Fiſchereigeſetzgebung herbeizuführen um ein wichtiges 
Wirthſchaftsgebiet vor Nachtheilen zu bewahren, welche minder entſpre⸗ 
chende oder unvollſtändige Geſetzesbeſtimmungen nothwendig im Ge⸗ 
folge haben müßten. 


Geltungsbereich des Geſetzes. 
§ 1. 

Der ſchönen Aufgabe, welche dem Entwurfe geſtellt war, ein 
Fiſchereigeſetz für die öſterreichiſchen Länder zu ſchaffen, 
entſpricht weder der Titel des Entwurfes, noch $ 1 der Vorlage. Die 
Unvollſtändigkeit der letzteren wurde bereits im allgemeinen Theile 
erwähnt. Zur weiteren Begründung wird Folgendes angeführt. 

Der § 1 ſoll die Geltung des Geſetzes nach drei Richtungen 
hin klarſtellen, nämlich a) in Bezug auf das zu regelnde Wirthſchafts⸗ 
object, dem auch der Titel des Geſetzes entſprechen ſoll, b) auf das 
räumliche Geltungsgebiet, d. i. die Fiſchwaſſer und c) auf die Waſſer⸗ 
thiere, mit welchen das Geſetz ſich zu beſchäftigen hat. Nach keiner 
dieſer drei Richtungen hin iſt die Darſtellung des § 1 erſchöpfend. 

Ad a. Das Wirthſchaftsobject, auf welches das Geſetz Anwendung 
findet, iſt die Fiſcherei mit Rückſicht auf alle jene Momente, welche 
in dem Geſetze ihre Regelung finden können und ſollen. Nicht bloß die 
Ausübung und der Schutz der Fiſcherei, oder wie § 1 unrichtig 
das Wort definirt: „der Fiſchzucht und des Fiſchfanges“ ſind durch 
das Fiſchereigeſetz zu regeln, das Geſetz ſoll auch auf die Fiſcherei⸗ 
rechte Anwendung finden, auf die verſchiedenen bei der Fiſcherei ſich 
ergebenden Rechtsbeziehungen unter den Fiſchern und zu dritten Per⸗ 


Die Conſumtionsmenge im Ganzen der Fiſcherei u. dgl. Es ſollte daher der Eingang des § 1 lauten: 


Das Geſetz findet Anwendurg auf die Fiſcherei u. ſ. w. und ftatt der 
beſchränkenden Ueberſchrift: „Geſetz betreffend die Ausübung und den 
Schutz der Fiſcherei“ wäre der einfachere aber weiter reichende Titel: 
Fiſchereigeſetz zu wählen. 

Ad b. Der Entwurf beſchränkt ſich auf die Binnengewäſſer. 
Die in den § 1 aufgenommene Aufzählung der „Binnengewüſſer“ iſt 
überflüſſig und nicht vollſtändig, derlei Erklärungen werden beſſer den 
Motiven oder den Commentaren überlaſſen, weil die Oekonomie des 
Geſetzes die größte Einſachheit erheiſcht. Dieſe Aufzählung hat ſchon 
bei den Berathungen der Vorlage im Abgeordnetenhauſe zu Anſtänden 
und Mißverſtändniſſen geführt und wäre zu beſeitigen. 

Die Hochſeefiſcherei, welche außerhalb der Grenzen des öſter⸗ 
reichiſchen Staatsgebietes ausgeübt wird, bildet ſelbſtverſtändlich keinen 
Gegenſtand der einheimiſchen Geſetzgebung. Dagegen werden die meiſten und 
wichtigſten Vorſchriften des allgemeinen Fiſchereigeſetzes auch auf die 
Küſtenfiſcherei, d. i. auf die Fiſcherei an den Meeresküſten Anwendung 
finden können. 

Die Motive der Regierungsvorlage ſchließen die Küſtenfiſcherei 
aus zwei Gründen vom Geſetzentwurfe aus, nämlich weil 1. die für 
die Küſtenfiſcherei maßgebenden rechtlichen und wirthſchaſtlichen Grund⸗ 
ſätze faſt völlig andere find, weil darnach die Verſchmelzung der Normen 
für beide Arten der Fiſcherei zur Schaffung eines Geſetzes geführt hätte, 
deſſen einzelne Theile für die eine und beziehungsweiſe für die andere 
Fiſcherclaſſe bedeutungslos geweſen wären und weil 2. die Fiſcherei an 
der Meeresküſte einen übereinſtimmenden Vorgang mit der ungariſchen 
Geſetzgebung bezüglich der ungariſchen Küſtengewäſſer nach den bereits 
im Jahre 1870 getroffenen grundſätzlichen Feſtſetzungen als ſehr 
wünſchenswerth erſcheinen läßt. 

Das ad 1 erwähnte Bedenken lag auch der preußiſchen und 
italieniſchen Geſetzgebung vor, iſt jedoch in beiden nach ſorgſältigen Er⸗ 
wägungen als nicht begründet aufgegeben worden. Jedes größere und 
zuſammenfaſſende Geſetz enthält Beſtimmungen, welche nur auf gewiſſe 
Claſſen von Perſonen oder auf gewiſſe Gegenſtände, gewiſſe Verhält⸗ 
niſſe Anwendung finden. Aus gleichem Grunde müßten beſondere Ge⸗ 
ſetze für die Teichfiſcherei oder für die Fiſcherei in den Landſeen, für die 
Fiſcherei in den Grenzgewäſſern, für die Mühlgräben, für den Krebs⸗ 
fang u. dgl. gegeben werden. Es genügt, daß einzelne Beſtimmungen 
des Geſetzes für beide Arten des Fiſchereigebietes gleich oder gemeinſam 
ſind. Solche gemeinſame Beſtimmungen ſind beiſpielsweiſe die folgenden: 

Die Abgrenzung zwiſchen den Gebieten der Binnenfiſcherei und 
der Küſtenfiſcherei, das Verbot der Fiſcherei mit Anwendung explo⸗ 
dirender Stoffe, welches für die Küſtenfiſcherei ſchon jetzt in gleicher 
Weiſe erlaſſen worden iſt, wie dies rückſichtlich der Binnenfiſcherei be⸗ 
antragt werden muß; die Aulegung von Schonrevieren an den Küſten, 
welche für beide Arten der Fiſcherei höchſt vortheilhaſt, und insbeſondere 
zum Schutze der Binnenfiſcherei nothwendig iſt, um das Aufſteigen 
gewiſſer Arten von Fiſchen aus dem Meere in die Binnengewäſſer zu 
begünſtigen. Das für die Binnenfiſcherei unentbehrliche Verbot der 
Verſtellung der Gewäſſer über mehr als die Breitenhälfte (8 10 des 
Entwurfes) würde für die in das Meer mündenden Flüſſe gänzlich 
wirkungslos bleiben, wenn es geſtattet wäre die Meeresküſten vor den 
Mündungen mit Netzen zu verſtellen, und ſo, wie es die Holländer vor den 
Rheinmündungen factiſch thun, das Aufſteigen der Seefiſche in die 
Flüſſe gänzlich zu hindern. 

Wenn auch das adriatiſche Meer für die in dasſelbe mündenden 
Flüſſe nicht jene große Bedeutung hat, wie die nördlichen Küſtenſtriche 
mit ihrem Reichthum an Lachſen, jo kommen doch in die Gewäfſer des 
Flußgebietes der Etſch nnd des Iſonzo, dann in die Flüſſe Iſtriens 
und Dalmatiens aus dem adriatiſchen Meere die ſehr werthvolle Aloſe 
— aus der Familie der Häringe — dann der Stör, der Aal und 
andere Fiſche. 

Unſere Meeresbuchten, die oft beinahe den Seen oder breiten 
Flüſſen gleichen und faſt als geſchloſſene Waſſer gelten, bieten noch 
zahlreiche andere gleichartige Momente, insbeſondere auf die Ueberwachung 
der Fiſcherei, auf Genoſſenſchaften u. dgl. Die wichtigeren Verſchieden⸗ 
heiten der Küſtenfiſcherei betreffen die Schonzeiten, die Fangarten und 
Fangmittel, die polizeilichen Ordnungen im Jutereſſe der Schifffahrt, 
die Aufſichtsführung u. dgl. — alſo jene Feſtſetzungen, welche nicht 


ſonen, auch auf den Handel und Verkehr mit Fiſchen, Fiſchbrut, Fiſch⸗[im Wege der Geſetzgebung, ſondern im Verordnungswege zu 


erlaſſen find und gerade in dieſer Beziehung hat die Küſtenfiſcherei von 
dem allgemeinen Fiſchereigeſetze die weſentlichſte Förderung zu erwarten, 
dadurch, daß das Reichsgeſetz den Verordnungsweg für alle dieſe Feſt⸗ 
ſetzungen als zuläſſig erklärt. Eine andere im Reichsgeſetze ſelbſt zu 
markirende Verſchiedenheit beſteht darin, daß die Küſtenfiſcherei an 
vielen Strecken freigegeben iſt und frei ſein ſoll, daher die Zwangs⸗ 
beſtimmungen über die Verpachtung freier und gemeinſchaftlicher Fiſche⸗ 
reien auf Binnengewäſſer beſchränkt werden müſſen. 

Das zweite im Motivenberichte hervorgehobene Bedenken liegt in 
dem Uebereinkommen zwiſchen dem k. k. Handelsminiſterium und dem 
k. ungariſchen Miniſterium für Ackerbau, Induſtrie und Handel vom 
8. October 1870, Art J. Nach dem Wortlaute dieſes Artikels ſollen 
die Geſetze und Vorſchriften bezüglich der Fiſcherei an den beiderſeitigen 
Küſten, inſoweit die Ueberwachung derſelben in den Wir⸗ 
kungskreis der Seeverwaltung fällt, in möglichſt übereinſtim⸗ 
mender Weiſe gehandhabt werden. — Mit a. h. Entſchließung vom 
15. Mai 1851, womit die Organiſation des Hafen- und Seeſanitäts⸗ 
dienſtes genehmigt wurde, iſt beſtimmt worden, daß den Seebehörden 
die Ingerenz in den Angelegenheiten der Seefiſcherei inſoweit zu⸗ 
ſteht, als die Ausübung derſelben mittelſt der Navigations⸗ 
mittel erfolgt; 8 27 der Amtsinſtruction der Seebehörde er⸗ 
läutert dieſe Beſtimmungen noch dahin, daß die Seefiſcherei als In⸗ 
duſtrie von den politiſch⸗adminiſtrativen Behörden zu regeln iſt, während 
ſie bezüglich der Mittel ihrer Ausübung, namentlich bezüglich des 
Baues der Fahrzeuge und deren Bemannung in Gemäßheit der ſee⸗ 
polizeilichen Vorſchriften von den Handelsämtern und in höherer 
Inſtanz von den Seebehörden beauſſichtigt wird. 

Es iſt kein Grund vorhanden, die öſterreichiſche Geſetzgebung über 
die Seefiſcherei in eine größere Abhängigkeit von der ungariſchen 
Geſetzgebung zu bringen, als eben nothwendig iſt. Eine ſolche 
Nothwendigkeit beſteht aber nach der vorſtehenden Darſtellung nur 
bezüglich der in beiden Reichsgebieten in übereinſtimmender Weiſe hand⸗ 
zuhabenden ſeepolizeilichen Vorſchriften. Dieſe aber werden nach 
den ſchon früher hervorgehobenen Competenzmomenten wegen der Noth⸗ 
wendigkeit häufiger Aenderungen zweckmäßiger dem Verordnungswege 
als jenem der Geſetzgebung überlaſſen. Für die zu erlaſſenden Verord⸗ 
nungen werden daher die bereits angebahnten Vereinbarungen mit der 
ungariſchen Regierung das Materiale zu ſchaffen haben. Bezüglich ande⸗ 
rer über die ſeepolizeilichen Vorſchriften hinausgehenden Vereinbarungen 
mit der ungariſchen Regierung tritt ein ähnlicher Fall ein, wie 
rückſichtlich der Fiſcherei im Rhein, in der Elbe, der Donau, im Gar⸗ 
daſee. Auch hier ſind Vereinbarungen mit Italien oder mit einzelnen 
deutſchen Staaten nothwendig, und es beſtehen hierüber bereits Ver⸗ 
handlungen und Zuſagen in gleicher Weiſe wie mit Ungarn. Allen die⸗ 
ſen ungariſchen und beziehungsweiſe ſonſtigen internationalen Ueberein⸗ 
künften, welche erſt abzuſchließen ſind, ſteht das Reichsfiſchereigeſetz 
nicht im Wege, 

Den vielen gemeinſchaftlichen Beziehungen zwiſchen der Binnen⸗ 
und Küſtenfiſcherei wird, wie dies die ſehr ſorgfältig gearbeiteten Moti⸗ 
venberichte zum preußiſchen und italieniſchen Fiſchereigeſetze darthun, ein 
gemeinſchaftliches Fiſchereigeſetz beſſer entſprechen, als dies die getrennte 
Behandlung zu thun vermag. Auch die Oekonomie der Geſetzgebung läßt 
die gleichzeitige Regelung gleichartiger und zuſammengehöriger Geſetzes⸗ 
gegenſtände in zuſammenfaſſenden Geſetzen für beide Arten der Fiſcherei, 
Binnen⸗ wie Küſtenfiſcherei, als vortheilhaft und räthlich erſcheinen, 
während die Ausſcheidung aus der dermaligen Vorlage ein zweites 
Reichsgeſetz über die Küſtenfiſcherei nothwendig macht und die endliche 
ſchon jetzt wiederholt als dringend bezeichnete Regelung der Küſtenfiſcherei 
vielleicht erſt in ferner Zukunft erwarten läßt. Die ſofortige Ausdehnung 
des Reichsfiſchereigeſetzes auf die Meeresfiſcherei wird auch die 
ausgedehnteſte Unterſtützung der letzteren aus den Hilfsquellen des Rei⸗ 
ches raſch möglich machen. 

Ad c. Nach dem Motivenberichte ſoll ein im Wege der Reichsge⸗ 
ſetzgebung zu berückſichtigendes Bedürfniß, die Normen des Geſetzent⸗ 
wurfes auf andere nutzbare Waſſerthiere als Fiſche und Krebſe auszu⸗ 
dehnen, nicht beſtehen. Dieſe Anſicht iſt unrichtig und verkennt die that⸗ 
ſächlichen wirthſchaftlichen Verhältuiſſe. So war die Perlenmuſchelfiſcherei 
noch vor wenigen Jahren in mehreren öſterreichiſchen Ländern, wie 
in Oberöſterreich, in Böhmen, gar nicht unbeträchtlich. Während die 
bairiſche Regierung heute noch die Perlenbäche zu hohen Summen ver⸗ 
pachtet, haben bei uns die vegellofen Zuſtände, welche in Bezug auf 
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die Fiſcherei überhaupt beſtehen, auch dieſen nutzbaren Wirthſchaftszweig 
vernichtet. In Oberöferreih wurden in den letzten 10 Jahren die 
ſchönſten Perlmuſchellager in den Fiſchwaſſern der Zerſtörung durch 
ı „jedermann“ völlig preisgegeben. Was von der Perlenfiſcherei gilt, 
findet auch auf andere nutzbare Waſſerthiere Anwendung, insbeſondere 
bei der Einbeziehung der Meeresfiſcherei in den Geſetzentwurf, auf die 
Auſtern, Miesmuſcheln u. dgl. Die Ausdehnung des Entwurfes auf 
dieſe Waſſerthiere wird ein ſpäteres beſonderes Geſetz entbehrlich machen 
und den Schutz des Fiſchereigeſetzes auch ſolchen bisher vernachläſſigten 
Wirthſchaftszweigen zuwenden oder weitere Schutzmaßregrlu in Bezug 
auf Fangarten, Fangmittel u. ſ. w. im Verordnungswege ermöglichen. 


8 2. 

Da nicht alle für die Binnenfiſcherei geltenden Geſetze und Ver⸗ 
ordnungen auch auf die Küſtenfiſcherei Anwendung finden, muß die 
Grenze zwiſchen Binnen- und Küſtenfiſcherei feſtgeſtellt werden. Es kann 
dieſe Feſtſtellung entweder im Verordnungs- oder im Verwal— 
tungswege erfolgen Soll die Feſtſtellung — im Verwaltungswege, 
d. h. durch die Entſcheidung von Fall zu Fall erſolgen, daun muß das 
Geſetz beſtimmte Normen für die Entſcheidung aufſtellen, z. B. den 
Salzgehalt der Gewäſſer u. dgl. Der vorliegende Entwurf ſtellt keine 
ſolchen Normen auf, weil es thatſächlich an feſten Merkmalen mangelt. 
Derſelbe hätte daher zur Feſtſtellung der Grenzen den Verordnungsweg, 
nicht den Verwaltungsweg vorſchreiben ſollen, damit nicht jemand wegen 
Uebertretung von Vorſchriſteu in Strafe verfalle, deren Geltungsgebiet 
zweifelhaft iſt und in geſetzlicher Weiſe vorher nicht feſtgeſtellt war. 


(Forſetzung folgt.) 


Il 
Mittheilungen aus der Praxis. 

Zur Frage der Vertretungskoſten im Adminiſtrativproceſſe. Unter 
den Proceßkoſten im Markenrechtsſtreite werden die Vertretungs⸗ 
koſten nicht als inbegriffen erachtet. 

Mit der Entſcheidung des k. k. Miniſteriums des Innern vom 
28. Auguſt 1875, Z. 10.420 wurde unter Verwerfung des Recurſes 
des Israel H. die Statthalterei⸗Entſcheidung vom 10. Mai 1875, 
womit derſelbe des wiſſentlichen Eingriffes in das Markenrecht des 
Johann St. im Sinne des $ 18 des Markenſchutzgeſetzes als ſchuldig 
erkannt und zu einer Strafe von 250 fl., ſowie zum Erſatze der 
eventuellen Strafvollzugskoſten und zur Tragung der Proceßkoſten ver⸗ 
urtheilt wurde, unter Vorbehalt der inſtanzmäßigen Entſcheidung über 
Umfang und Höhe der Proeeßkoſten beſtätigt *). 

Auf Grund dieſes Miniſterialerlaſſes hat der Bezirkshauptmann 
in B. mit Entſcheidung vom 10. September 1875 die in erſter und 
zweiter Inſtanz erlaufenen Proceßkoſten zuſammen mit 205 fl. 90 kr. 
bemeſſen, welche H. zu zahlen habe. 

Johaun St. hatte ſich nämlich in dieſem Proceſſe des Rechts⸗ 
freundes Dr. R. als Vertreter bedient und wurden von Letzterem zwei 
Verzeichniſſe der dem St. in erſter und zweiter Inſtanz erlaufenen 
Proceßkoſten eingeſtellt, welche, mit Ausnahme von 30 fl. für die 
Sachverſtändigen A. und P. ausſchließlich nur für die Mühewaltung 
des genannten Vertreters, für von dieſem beſtrittene Stempel, Poſtporto 
u. ſ. w. aufgerechnet werden. Der Bezirkshauptmann liquidirte reſpective 
adjuſtirte mit obiger Entſcheidung alle dieſe Vertretungskoſten, welche er 
theilweiſe herabminderte, zur Laſt des Israel H. und ſchied nur die 
bezeichneten Sachverſtändigenkoſten per 30 fl. als nicht paſſirbar aus, 
weil die Auszahlung dieſer letzteren Koſten von St. reſpective Dr. R. 
nicht ausgewieſen wurde. 


Ueber den von Israel H. gegen obenerwähnte Entſcheidung des 
Bezirkshanptmannes ergriffenen Recurs entſchied die Statthalterei mit 
Erlaß vom 5. November 1875: „Der Bezirkshauptmann habe bei der 
Proceßkoſtenrechnnng nur die Vertretungskoſten, reſpective die Koſten des 
Advocaten Dr. R. für ſeine Mühewaltung, Stempel u. ſ. w. vor 
Augen und habe die Rechnung desſelben auf 205 fl. 90 kr. adjuſtirt, 
die Koſten der Sachverſtändigen mit 30 fl. aber ausgeſchieden, weil 
die Auszahlung dieſes Betrages durch Dr. R. nicht ausgewieſen wurde. 
Die Vertretungskoſten dürfen jedoch im vorliegenden Falle der ſach⸗ 


*) Vergl. die Mittheilung in Nr. 11, S. 41 des lauf. Jahrg. der geitſchrift. 


fälligen Partei nicht auferlegt werden, 
mit Ausnahme jener über Waſſerrechte die Zuläſſigkeit einer Vertretung 
durch Rechtskundige nicht normirt iſt und eben deßhalb die bezüglichen 
Koſten die Partei, welche ſich vertreten läßt, ſelbſt bezahlen muß. Die 
Koſten der Sachverſtändigen, welche zu den Commiſſionskoſten gehören und 
ſich als unvermeidlich darſtellen, weil im Markenſchutzgeſetze Sach⸗ 
verſtändige vorgeſchrieben ſind, hat die ſachfällige Partei zu beſtreiten. 
Von dieſen Motiven geleitet werde die erſtinſtanzliche Entſcheidung 
dahin modificirt, daß der ſachfällige Israel H. von der Bezahlung der 
Vertretungskoſten per 205 fl. 90 kr. anfragen. jedoch zur Bezahlung 
der Koſten der Sachverſtändigen und zwar an A. mit 15 fl. und an 
P. ebenfalls mit 15 fl. verurtheilt werde.“ 

Johann St. recurrirte nun gegen dieſe Statthalterei⸗Entſcheidung 
mit der Begründung, daß, nachdem mit der früheren Statthalterei⸗ 
Entſcheidung vom 10. Juni 1875, H. zur Tragung der geſammten 
Proceßkoſten verurtheilt und dieſe Entſcheidung mit Miniſterialerlaß vom 
28. Auguſt 1875, Z. 10.420 beſtätigt wurde, H. nicht mehr theil⸗ 
weiſe von den Koſten losgeſprochen werden könne und die Statthalterei 
im Hinblicke auf dieſe Miniſterialentſcheidung nur berechtigt geweſen ſei, 
über die Höhe der Koſten zu entſcheiden, nicht aber den H. von dieſen 
Koſten auch nur theilweiſe loszuſprechen. Weiters betonte St., daß es 
ſich hier nicht um einen Adminiſtrativproceß, ſondern um einen ſtraf⸗ 
rechtlichen Fall wegen Verletzung eines Privatrechtes handle, ſo daß 
nur über Verlangen des Verletzten vorgegangen werden könne (§ 24 
M. Sch. G.); es habe hier das Princip des $ 7 des a. b. G. B. 
Anwendung zu finden und per Analogiam die Strafproceßordnung, 
welche unter den Proceßkoſten auch die Vertretungskoſten begreife 
($ 381, 4) und welche Seitens der Statthalterei in ihrer erſten Ent⸗ 
ſcheidung vom 10. Mai 1875 wiederholt analog angewendet worden 
ſei. Daß der Verurtheilte dem Beſchädigten alle dieſem erlaufenen 
Koſten zu erſetzen habe, verſtehe ſich nach den natürlichen Rechtsgrund⸗ 
ſätzen von jelbft und wurde in dieſem Sinne auch ſeitens der politiſchen 
Behörden entſchieden. Widrigenfalls werde die Verfolgung von derlei 
Markenſchutz⸗Verletzungen rein illuſoriſch, da der Verletzte ſelten den 
wirklichen Schaden ganz erweiſen könne und nun auch noch die Koſten 
tragen müßte. Die Vertretung in Markenſchutzſtreiten ſei ſchwierig, der 
Laie an einen Vertreter gewieſen und die bezüglichen Koſten ſeien daher 
nothwendig; die Auslagen für den nöthigen Stempelbedarf, die Bar⸗ 
auslagen für Abſchriften, Papier, Portos u. ſ. w. ſeien eben ſo noth⸗ 
wendig, wie die Sachverſtändigen⸗Befunde, zu paſſiren. Die Advocaten 
ſeien geſetzlich von keiner Vertretung ausgeſchloſſen, daher verlangte 
Recurent die Aufhebung der angefochtenen Statthalterei⸗Entſcheidung und 
die Verhaltung des Israel H. zur Zahlung der in erſter Inſtanz liquidirten 
Koſten und der in dritter Inſtanz erlaufenen, verzeichneten weiteren 
Koſten. 

Dieſem Reeurſe des Johann St. hat das Miniſterium des 
Innern unterm 23. Jänner 1876, 3. 17.923 ex 1875 keine Folge 
gegeben, „weil im vorliegenden Falle der Anſpruch des Recurrenten 
auf die Vergütung der Vertretungskoſten im § 23 des a 
Geſetzes nicht begründet iſt“. 


lieber active Sachlegitimation und Competenz der Gerichte in 
Streitſachen der Gemeinden gegen ihre Mitglieder. 


Der Tiroler Landesausſchuß, der bis zur Einführung der Be⸗ 
zirksvertretung die der Bezirksvertretung und dem Bezirksausſchuſſe in 
der Gemeindeordnung posbehalkerten Befugniſſe zu üben hat (Ein⸗ 
führungsgeſetz vom 9. Jänner 1866, Art. V zur Gemeindeordnung 
für Tirol), 1 zur Austragung einer privatrechtlichen Streitſache 
der Gemeinde J. gegen 11 Gemeindeglieder peto. Schadenerſatz wegen 
offenbarer Befangenheit des Gemeinde⸗Ausſchuſſes den Advocaten N. 
zum Vertreter der Gemeinde von Amts wegen auf ($ 90 der tirol. 
Gem.⸗Ord.). Dieſer reichte in Namen der Gemeinde gegen 11 Ge⸗ 
meindeglieder aus dem Grunde, weil ſie zur unerlaubten und ungiltigen 
Veräußerung eines Gemeindewaldes mitgewirkt hatten, eine Klage mit 
dem Begehren ein: Die 11 Geklagten ſeien zur ungetheilten Hand 
ſchuldig, den durch ihre Mitwirkung zur Veräußerung von 1200 
Stämmen und alles ſouſt noch brauchbaren Holzes aus der Gemeinde⸗ 


re der Gemeinde J. verurſachten Schaden und Gewinſtentgang 
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weil in Adminiſtrativproceſſen — deſſen Liquidirung in separato vorbehalten bleibt, 


Verantwortlicher Redacteur: A. Heilmann. 


zu erſetzen, 
ſowie auch die Proceßkoſten binnen 14 Tagen zu erſetzen. 
Nach vollſtändig abgeführtem Proceſſe erkannte das k. k. Be⸗ 
zirksgericht Lienz mit Entſcheidung vom 30. December 1874, Nr. 
3536, die Klage de præs. 10. April 1873, Nr. 1026 werde als 
dermalen zur Austragung im Rechtswege verfrüht zurückgewieſen, 
denn — ſo lauten die Motive — in diesem Proceſſe ſei nicht die 
dermalen fungirende Gemeindevertretung von J., fondern die Gemeinde 
J. als ſolche durch den vom h. Landesausſchuſſe ernannten Vertreter 
von Amtswegen aufgetreten, dieſer leite feine Klagslegitimation aus 
dem § 90 der Gem. Ord. ab, während die Geklagten dieſe Berechti⸗ 
gung beſtreiten und als im Gem. G. nicht begründet erklären, indem 
die Erſorderniſie eines ämtlichen Vertreters nicht vorhanden ſeien, es 
ſei alſo im gegebenen Falle die Anwendbarkeit eines Paragraphes des 
Gemeindegeſetzes ſtreitig, worüber der Juſtizbehörde eine Entſcheidung 
nicht zuſteht. Ferners ſei zu erwägen, daß es ſich um die bisher giltige 
Uebung der Nutznießung des Gemeinde- und Fractionsvermögens handle 
(88 62, 63 Gem. Ord.), indem die Geklagten behaupten, daß jede 
Fraction ihre Waldungen ſelbſtſtändig verwaltete und mit den Nutzungen 
Verfügungen traf, die den bezogenen 88 62, 63 G. O. gegenüber als 
Ausnahmen erſcheinen müſſen, daß folglich dieſe wirthſchaftliche und 
vermögeusrechtliche Angelegenheit zunächſt im politiſchen Wege ins 
Klare geſtellt werden muß, bevor die Handlungsweiſe der Geklagten 
nach dem Geſetze beurtheilt werden kann. 1 
Das k. k. Oberlandesgericht in Innsbruck hat jedoch mit Ent⸗ 
ſcheidung vom 24. Februar 1875, Nr. 1180 über den Recurs der 
Gemeinde J. den erſtrichterlichen. Beſcheid aufgehoben und dem Be⸗ 
zirksgerichte aufgetragen, über dieſe Rechtsſache die meritoriſche Ent⸗ 
ſcheidung zu fällen, in der Erwägung, daß die vorliegende Klage auf 
Vergütung eines Schadens und Gewinnentganges gerichtet, ſomit ihrer 
rechtlichen Natur nach eine bei dem ordentlichen Richter 10 nicht im 
politiſchen Wege auszutragende Schadenerſatzklage iſt ($ 1338 b. 
G. B.) — daß es ſich um eine Augelegenheit privatrechtlicher Natur 
zwiſchen der Gemeinde J. und einzelnen Mitgliedern derſelben handelt, 
bei welcher der gegenwärtige Gemeindevorſteher und der erſte Ge⸗ 
meinderath als Geklagte, und daher befangen erscheinen, daß in einem 
ſolchen Falle gemäß § 90 Gem. Ord. vom 9. Jänner 1866, Nr. 1 
Landesgeſetzblatt für Tirol der Bezirksausſchuß einen Vertreter für die 
Gemeinde zur Austragung der Sache auf dem Rechtsweg von Amts 
wegen zu beſtellen hat, daß nach Artikel XVIII des Gef, vom 
5. März 1862, Nr. 18 R. G. Bl. und Art. V des Einführungs⸗ 
geſetzes vom 9. Jäner 1866 zur Gem. O. für Tirol bis zur Ein⸗ 
führung der Bezirksvertretung der Landesausſchuß die der Bezirksver⸗ 
tretung und dem Bezirksausſchuſſe in der Gemeindeordnung vorbe⸗ 
haltenen Befugniſſe zu üben hat — daß ſohin die durch den Tiroler 
Landesausſchuß erfolgte Bevollmächtigung des Advocaten N. zur 
Führung dieſes Rechtſtreites vollkommen dem Geſetze entſpricht und 
durchaus kein Grund zur Annahme berechtiget, der Landesausſchuß 
habe ſeine Befugniſſe überſchritten, daß folgerichtig die Klagslegitimation 
gehörig ausgewieſen erſcheint. 
Auf den dagegen ergriffenen Recurs der Geklagten hat der 
k. k. oberſte Gerichtshof mit Entſcheidung vom 20. April 1875, Nr. 
4190 die oberlandesgerichtliche Entſcheidung aus deren Gründen und 
in der weiteren Erwägung zu beſtätigen befunden, daß es ſich vor⸗ 
läufig nicht um die Entſcheidung der Frage handle, ob der klagenden 
Gemeinde das angeſprochene Klagerecht gegen ihre belangten Mitglieder 
zuſtehe ſondern lediglich darum, ob dieſes Begehren nach der 
Anſicht des erſten Richters dermalen zur Austragung im Rechtswege 
ſich nicht eigne, welche Frage unbedingt zu verneinen ſei. 


Ger.⸗Ztg. 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben dem Finanzdirector in Laibach, Oberfinanzrathe 
Benjamin Poſſaner Edlen v. Ehreuthal den Titel und Charakter eines 
Hofrathes taxfrei verliehen. 


Erledigungen. 


Oberingenteuväftelle für das Erzherzogthum Niederöſterreich in der achten 
Rangsclaſſe, eventuell eine Ingenieursſtelle in der neunten Rangsclaſſe, bis letzten 
j 2 3) VDE LEE Ein onen MAR (Amtsbl. Nr. 65.) 


Für den Druck verantwortlich C. Piſtori. 


